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Aktenzeichen: 7 AZR 187/87
Bundesarbeitsgericht 7. Senat Urteil vom 28. September 1988

- 7 AZR 187/87 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 23. Juli 1986

Düsseldorf - 6 Ca 1917/86 -
II. Landesarbe itsgericht Urteil vom 26. Januar 1987

Düsseldorf - 17 (11) Sa 1435/86 -
Für die Amtliche Sammlung: NeinFür die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Befristung bei Lehrkraft aus haltsrechtlichen Gründen

Gesetz: BGB § 620; LBG NW § 78 b i. d. F. der Bekanntmachung vom
1. Mai 1981 (GV NW S. 234); Haushaltsgesetz NW 1983 § 7 a 
Abs. 3 Satz 1 Buchst, c; 'Haushaltsgesetz NW 1984 § 7 a 
Abs. 2 Satz 1 Buchst, b; Nr. 1 Buchst, a und b sowie Nr. 2 
Abs. 1 und 2 der Sonderregelungen 2y zum BAT

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Zwei Befristungen des Arbeitsverhältnisses mit einem an 
einem Gymnasium beschäftigten Lehrer (für das Fach Kunst), 
der aus Haushaltsmitteln bezahlt worden ist, die aufgrund 
der Teilzeitbeschäftigung von Stamm-Lehrkräften gemäß § 78 b 
LBG NW vorübergehend frei geworden sind.
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7 ÄZR 187/87
17 (11) Sa 1435/86 Düsseldorf
Verkündet am
28. September 1988 Im Namen des Volkes!
Clobes,
Reg.-HauptSekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 28. September 1988 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Seidensticker, die Richter Prof. Dr. Becker und
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Dr. Steckhan sowie die ehrenamtlichen Richter Bea und Stappert 
für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des beklagten Landes 
wird das Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Düsseldorf vom 26. Januar 1987 - 17 (11) Sa 1435/86 - aufgehoben.

2. Auf die Berufung des beklagten Landes wird 
das Urteil des Arbeitsgerichts Düsseldorf
vom 23. Juli 1986 — 6 Ca 1917/86 - abgeändert: 
Die Klage wird unter Aufhebung des Versäum­
nisurteils vom 11. Juni 1986 abgewiesen.

3. Die Kosten des Rechtsstreits trägt der 
Kläger. Jedoch trägt das beklagte Land die 
durch seine Säumnis im Termin vom 11. Juni 1986 
entstandenen Mehrkosten.

V o n  R e c h t s  w e g e n

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger war seit dem 19. August 1983 aufgrund von zwei 
befristeten Arbeitsverträgen an dem E -Gymnasium in
D als Kunstlehrer beschäftigt.

Am 4. August 1983 schloß der Kläger mit dem beklagten Land 
einen Arbeitsvertrag, demzufolge er für die Zeit vom 19. August 
1983 bis 17. Juni 1985 als Lehrkraft im Angestelltenverhältnis 
mit 24/24 Wochenstunden angestellt wurde. Als Befristungsgrund 
ist in § 1 des Vertrages angegeben:

"Die befristete Einstellung erfolgt zum 
Zweck der vorübergehenden Beschäftigung 
im Umfang des durch Bewilligung von Teil­
zeitbeschäftigung nach § 78 b LBG bis 17. 6. 1985 freien Stellenkontingents
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(§ 7 a Abs. 3 Satz 1 lit. C HG’83;Nr. 1 Buchstabe a, b SR 2y BAT).”

§ 4 des Arbeitsvertrages sieht vor, daß für das Dienstver­
hältnis die Bestimmungen des Bundes-Angestelltentarifvertrages 
(BAT) mit den Sonderregelungen für Zeitangestellte, für Ange­
stellte für Aufgaben von begrenzter Dauer und für Aushilfsange­
stellte (SR 2y BAT) sowie für Angestellte als Lehrkräfte (SR 21 
BAT) gelten.

Am 25. Oktober 1984 leitete das beklagte Land dem Kläger 
einen finderungsvertrag zu, den dieser - ohne Angabe eines 
Datums - unterschrieben zurücksandte. In § 1 dieses Vertrages 
heißt es:

’’Der Arbeitsvertrag vom 4. 8. 1983 wird über 
den 17. 6. 1985 hinaus bis zum 23. 7. 86 
im Umfang des durch Bewilligung von Teilzeit- 
Beschäftigung nach § 78 b LBG bis 23. 7. 86 
freien Stellenkontingents verlängert (§ 7 a 
Abs. 3 S. 1 lit. c HG'83; Nr. 1 Buchst, a, 
b, SR 2y BAT).’’

Mit seiner am 8. April 1986 beim Arbeitsgericht einge­
gangenen Klage hat der Kläger die Feststellung des unbefristeten 
Fortbestandes seines Arbeitsverhältnisses über den 23. Juli 1986 
hinaus begehrt.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, daß es für die Be­
fristung beider Verträge an einem sachlichen Grund fehle und die 
Befristungsabreden daher unwirksam seien. Unterrichtsbedarf im 
Fach Kunst bestehe seiner Kenntnis nach am E -Gymna-
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slum auch im Schuljahr 1986/1987.

Der Kläger hatte zunächst beantragt

festzustellen, daß zwischen den Parteien über 
den 23. Juli 1986 hinaus ein unbefristetes 
Arbeitsverhältnis zu den Arbeitsbedingungen 
des Arbeitsvertrages vom 4. August 1983/
25. Oktober 1984 besteht.

Auf Antrag des Klägers erließ das Arbeitsgericht am 11. Juni 
1986 gegen das beklagte Land ein klagestattgebendes Versäumnis­
urteil. Gegen dieses ihm am 23. Juni 1986 zugestellte Urteil 
legte das beklagte Land durch einen am 24. Juni 1986 beim Ar­
beitsgericht eingegangenen Schriftsatz Einspruch ein.

Der Kläger hat beantragt,

das Versäumnisurteil vom 11. Juni 1986 aufrecht­zuerhalten.

Das beklagte Land hat beantragt, das Versäumnisurteil vom 
11. Juni 1986 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Es hat die Ansicht vertreten, die in den beiden Verträgen 
enthaltenen Befristungen seien wirksam. Dies ergebe sich aus den 
folgenden Erwägungen: Nachdem durch § 78 b LBG NW die Möglichkeit 
geschaffen worden sei, beamteten Lehrern umstandslos Teilzeitbe­
schäftigung zu bewilligen, habe der Landesgesetzgeber durch § 7 a 
Abs. 3 S. 1 lit. c Haushaltsgesetz NW 1983 bzw. die entsprechende 
Bestimmung im Haushaltsgesetz NW 1984 arbeitslosen Junglehrern
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die Chance einer Beschäftigung geben und sie in die Lage ver­
setzen wollen, nach der Ausbildung berufliche Erfahrungen zu 
sammeln. Diese Beschäftigungschance solle nicht nur einem be­
stimmten kleinen Teil der Lehramtsbewerber auf Dauer, sondern 
möglichst vielen auf Zeit gegeben werden. Die Befristung sei 
durch die im Arbeits- und änderungsvertrag angeführten Haushalts­
bestimmungen auch hinsichtlich der Dauer sachlich gerechtfertigt. 
Der Landesgesetzgeber habe nämlich in § 7 a Abs. 3 S. 1 lit. c 
des Haushaltsgesetzes 1983 die Haushaltsmittel von vornherein nur 
für ei ne best immte Zeit (drei Jahre) zu einem bestimmten Zweck 
zur Verfügung gestellt. Die Befristung des ArbeitsVerhältnisses 
mit dem Kläger habe zunächst für die Dauer von zwei Jahren er­
folgen müssen, da Teilzeitbeschäftigungen gemäß § 78 b LBG grund­
sätzlich nur für zwei Jahre genehmigt worden seien. Der Vertrag 
sei verlängert worden, nachdem der Kultusminister des Landes 
Nordrhein-Westfalen im August 1984 grundsätzlich den Abschluß von 
Drei-Jahres-Verträgen angeordnet habe.

Das Arbeitsgericht hat das klagestattgebende Versäumnisurteil 
vom 11. Juni 1986 aufrechterhalten. Gegen dieses Urteil hat das 
beklagte Land Berufung eingelegt und in Ergänzung seines erst- 
instanzlichen Vorbringens im wesentlichen folgendes vorgetragen:

Der sachliche Grund für die Befristungen sei darin zu er­
blicken, daß es aufgrund des Gemeinwohls und wegen seiner Für­
sorgepflicht gegenüber allen Lehramtsbewerbern verpflichtet sei, 
ihnen durch eine wenigstens zeitlich befristete Beschäftigung den 
Leistungsstandard zu erhalten, ihnen praktische Erfahrung im Be-
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rufsleben zu vermitteln und ein wenigstens zeitweiliges Auskommen 
zu sichern. Dieser Verpflichtung trage § 7 a Abs. 3 S. 1 lit. c 
Haushaltsgesetz NW 1983 Rechnung, indem er einer Vielzahl ar­
beitsloser Lehrer die Möglichkeit der Beschäftigung verschaffe 
und sie in die Lage versetze, nach der Ausbildung berufliche Er­
fahrungen zu sammeln.

Dieser gesetzgeberische Wille würde in sein Gegenteil ver­
kehrt, wenn das nach § 78 b LBG NW frei werdende Stellenkontin­
gent wieder auf Dauer an Lehramtsbewerber vergeben würde, so daß 
die Stellen von bereits beamteten "privilegierten Lehrern" 
wiederum an eine zweite Klasse von privilegierten Personen abge­
geben würden. Allerdings dürften im Hinblick auf eine bestimmte 
Anzahl frei gewordener Stellen nicht beliebig viele Aushilfs­
kräfte mit befristetem Arbeitsvertrag beschäftigt werden. Er­
forderlich sei, daß diese Zahl durch objektive, den Wertungsmaß­
stäben der Befristungsrechtsprechung zugrundeliegende Kriterien 
begrenzt werde. Diesem Erfordernis habe das beklagte Land durch 
die besondere Gestaltung des Einstellungsverfahrens Rechnung ge­
tragen. Zunächst habe die Haushaltsstelle anhand einer Liste 
festgestellt, wieviele Mittel durch die Teilzeitbeschäftigung 
nach § 78 b LBG NW frei geworden seien. Alsdann habe die Lehrer­
verteilungsstelle ihrerseits eine Liste erstellt, in der sog. 
"Brandfälle" mit dringendem Lehrerbedarf verzeichnet gewesen 
seien. Die Lehrerverteilungsstelle habe dann Lehramtsbewerber 
vorgeschlagen, die den betreffenden Bedarf hätten decken sollen. 
Die Einstellung sei jedoch nicht allein nach diesem Bedarf er­
folgt. Vielmehr habe man die Haushaltsstelle erneut eingeschal-
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tet, um zu kontrollieren, ob sich die Einstellung im Rahmen der 
für den Vertragszeitraum aus Teilzeitbewilligung nach § 78 b LBG 
NW befristet zur Verfügung stehenden Mittel halte. Erst nach 
dieser Kontrolle sei der Lehramtsbewerber, wie auch der Kläger, 
eingestellt worden. Auch haushaltsrechtliche Erwägungen recht­
fertigten die Befristung des Arbeitsvertrages des Klägers. Denn 
im Streitfall stünden Haushaltsmittel nur für eine von vornherein 
bestimmte Zeit zu einem bestimmten Zweck zur Verfügung. Dies sei 
durch den Gesetzgeber selbst, nicht etwa durch die Verwaltung, in 
§ 7 a Abs. 3 Haushaltsgesetz NW 1983 dadurch veranlaßt worden, 
daß auf nach § 78 b LBG NW frei werdende Stellen Angestellte mit 
auf höchstens drei Jahre befristeten Verträgen eingestellt werden 
könnten. Gerade weil im Gymnasialbereich eine Vielzahl von 
Stellen mit dem haushaltsrechtlichen Vermerk "künftig wegfallend" 
bezeichnet seien, sei eine befristete Anstellung des Klägers im 
Hinblick auf die Regelung des § 47 Abs. 2 LHO überhaupt nur nach 
den gerade zitierten Vorschriften rechtlich möglich gewesen.

Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung des beklagten Lan­
des zurückgewiesen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen 
Revision verfolgt das beklagte Land sein Klageabweisungsbegehren 
weiter. Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision des beklagten Landes ist begründet.

Die Klage war unter Aufhebung der vorinstanzlichen Urteile 
abzuweisen, denn das Arbeitsverhältnis der Parteien hat aufgrund
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rechtswirksamer Befristung mit dem 23. Juli 1986 sein Ende ge­
funden.

I. Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht nur den zuletzt 
zwischen den Parteien im Oktober 1984 abgeschlossenen Änderungs­
vertrag einer Befristungskontrolle unterworfen.

1. Nach der nunmehr ständigen Rechtsprechung des Senats (BAGE 49, 
73, 79, 80; 50, 298, 307; 51, 319, 323, 324 = AP Nr. 97, 100 und 
103 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag; BAG Urteil vom 
21. Januar 1987 - 7 AZR 265/85 - AP Nr. 4 zu § 620 BGB Hoch­
schule) ist bei mehreren aneinandergereihten befristeten Arbeits­
verträgen im Rahmen der arbeitsgerichtlichen Befristungskontrolle 
grundsätzlich nur die Befristung des letzten Arbeitsvertrages auf 
ihre sachliche Rechtfertigung hin zu prüfen; ob die vorangegan­
genen Verträge wirksam befristet waren, ist grundsätzlich uner­
heblich. Durch den vorbehaltlosen Abschluß eines befristeten Ar­
beitsvertrages stellen die Parteien ihr Arbeitsverhältnis auf 
eine neue Rechtsgrundlage, die fortan für ihre Rechtsbeziehungen 
allein maßgeblich sein soll. Des neuen Arbeitsvertrages hätte es 
nicht bedurft, wenn die Befristung des vorangegangenen Vertrages 
unwirksam gewesen wäre, sich die Parteien deshalb bereits in 
einem unbefristeten Arbeitsverhältnis befunden hätten und sie 
dieses aufrechterhalten wollten. Ein unbefristetes und ein be­
fristetes Arbeitsverhältnis mit sonst gleichem Inhalt können 
nicht nebeneinander bestehen; beide schließen sich gegenseitig 
aus. Deshalb liegt in dem vorbehaltlosen Abschluß eines be­
fristeten Arbeitsvertrages zugleich notwendig die Auflösung eines
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früheren unbefristeten Arbeitsverhältnisses.

Will der Arbeitnehmer dieses Ergebnis vermeiden und sich 
seine Rechte aus einer etwaigen Unwirksamkeit der Befristung des 
vorangegangenen Vertrages sichern, so muß er mit dem Arbeitgeber 
einen entsprechenden Vorbehalt dergestalt vereinbaren, daß der 
neue befristete Vertrag nur gelten soll, wenn die Parteien nicht 
schon aufgrund des vorangegangenen Vertrages in einem unbefri­
steten Arbeitsverhältnis stehen.

2. Im vorliegenden Fall haben die Parteien den im Oktober 1984 
Unterzeichneten Änderungsvertrag ohne eine solche Rechtsbedin­
gung, die eine Prüfung der Befristung des vorangegangenen Ver­
trages vom 4. August 1983 ermöglicht hätte, abgeschlossen. Die 
Parteien haben sich in diesem Änderungsvertrag darauf beschränkt, 
die Dauer des bis zum 17. Juni 1985 befristeten Arbeitsverhält­
nisses auf das Schuljahr 1985/86 zu erstrecken. Im übrigen haben 
sie klargestellt, daß die im Arbeitsvertrag vom 4. August 1983 
vereinbarten Arbeitsbedingungen auch für das durch den Än­
derungsvertrag vom Oktober 1984 begründete Arbeitsverhältnis auf 
Zeit maßgeblich sein sollen. Ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
aufgrund des Arbeitsvertrages vom 4. August 1983 und ein be­
fristetes Arbeitsverhältnis aufgrund des Änderungsvertrages vom 
Oktober 1984 mit sonst gleichem Inhalt können nicht nebeneinander 
bestehen; beide schließen sich gegenseitig aus. Deshalb liegt in 
dem vorbehaltlosen Abschluß des Änderungsvertrages vom Oktober 
1984 zugleich notwendig die Auflösung eines möglicherweise auf­
grund des Arbeitsvertrages vom 4. August 1983 zustande ge-
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kommenen unbefristeten Arbeitsverhältnisses.

II. Gegen die Wirksamkeit der im änderungsvertrag vom Oktober 
1984 enthaltenen Befristung des Arbeitsverhältnisses bestehen 
keine tarifrechtlichen Bedenken.

1. Das Landesarbeitsgericht ist davon ausgegangen, daß die Ver­
träge vom 4. August 1983 und vom Oktober 1984 den Anforderungen 
der Nr. 2 Abs. 1 SR 2y BAT genügen. Zur Begründung seiner Auf­
fassung hat es im wesentlichen folgendes ausgeführt: Der Wortlaut 
sowohl des Arbeitsvertrages vom 4. August 1983 als auch des Än­
derungsvertrages vom Oktober 1984 verweise zur Begründung der 
Befristungen auf das nach § 78 b LBG NW freie, nach § 7 a Abs. 3 
S. 1 lit. c Haushaltsgesetz NW 1983 verwendbare Stellenkontin­
gent. Damit seien allein haushaltsrechtliche Erwägungen und, so­
fern man dem beklagten Land bei der Beurteilung des in beiden 
Vorschriften zum Ausdruck gekommenen gesetzgeberischen Willens 
folge, auch beschäftigungspolitische Gesichtspunkte für die Be­
fristungen maßgeblich gewesen. Selbst wenn es für das von Nr. 2 
SR 2y zum BAT verlangte Rechtssicherheits- und Klarheitsgebot 
ausreiche, daß im Arbeitsvertrag anstelle des konkreten sach­
lichen Befristungsgrundes nur angegeben werde, welche der drei in 
Nr. 1 SR 2y zum BAT vorgesehenen Grundformen des befristeten 
ArbeitsVertrages vorliegen solle, dürfe die Befristungsabrede der 
Parteien nicht unter dem Aspekt der Vertretung überprüft werden. 
Denn sowohl im Arbeitsvertrag vom 4. August 1983 als auch im 
Änderungsvertrag vom Oktober 1984 sei in § 1 nur auf die Buch­
staben a (Zeitangestellte) und b (Angestellte für Aufgaben von
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begrenzter Dauer) der Nr. 1 SR 2y zum BAT Bezug genommen worden. 
Die Vertretung sei aber, wie aus Nr. 2 Abs. 2 Unterabs. 3 SR 
2y zum BAT folge, ein Unterfall der Aushilfe und sei damit in 
Nr. 1 c SR 2y zum BAT (Aushilfsangestellte) geregelt.

2. Da es sich bei dem Änderungsvertrag vom Oktober 1984 um einen 
für eine unbestimmte Anzahl von Arbeitsverhältnissen vorgesehenen 
Formularvertrag und damit um einen sog. typischen Vertrag han­
delt, kann der Senat den Vertrag selbst auslegen (ständige 
Rechtsprechung, vgl. BAGE 6, 280, 285 = AP Nr. 17 zu § 64 ArbGG 
1953} zu II 2 a der Gründe; BAG Urteil vom 15. Dezember 1956 
- 2 AZR 364/56 - AP Nr. 4 zu § 549 ZPO). Zudem darf das Revi­
sionsgericht auch bei untypischen Willenserklärungen die vom Be­
rufungsgericht unterlassene Auslegung jedenfalls dann selbst 
vornehmen, wenn es sich um die Auslegung einer Vertragsurkunde 
handelt und besondere Umstände des Einzelfalles, die der Ausle­
gung eine bestimmte, der Beurteilung des Revisionsgerichts ent­
zogene Richtung geben könnten, ausscheiden (ständige Rechtspre­
chung, vgl. etwa BAG Urteile vom 9. März 1972 - 5 AZR 246/71 - AP 
Nr. 12 zu § 622 BGB, zu 2 der Gründe und vom 26. März 1986, BAGE 
51, 319 = AP Nr. 103 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag).

In § 4 des Arbeitsvertrages vom 4. August 1983, auf den sich 
der Änderungsvertrag vom Oktober 1984 bezieht, ist die Anwendung 
des BAT und der SR 2y BAT vereinbart worden. Der Befristungsgrund 
wird in § 1 des Änderungsvertrages vom Oktober 1984 wie folgt 
bezeichnet:
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"Der Arbeitsvertrag vom 4. 8. 1983 wird 
über den 17. 6. 1985 hinaus bis zum 23* 7. 86 im Umfang des durch Bewilligung von 
Teilzeit-Beschäftigung nach § 78 b LBG bis 
23. 7. 86 freien Stellenkontingents ver­
längert (§ 7 a Abs. 3 S. 1 lit. c HGf 83;
Nr. 1 Buchst, a, b SR 2y BAT)."

Nach Nr. 2 Abs. 1 SR 2y BAT ist im Arbeitsvertrag zu ver­
einbaren, ob der Angestellte als Zeitangestellter, als Ange­
stellter für Aufgaben von begrenzter Dauer oder als Aushilfsan­
gestellter eingestellt wird. Welche Ausdrucksweise dabei zu ver­
wenden ist, ist nicht vorgeschrieben. Nach Nr. 2 Abs. 2 Unter- 
abs. 1 SR 2y BAT ist im Arbeitsvertrag des Zeitangestellten 
weiterhin die Frist anzugeben, mit deren Ablauf das Arbeitsver­
hältnis enden soll. Die Bestimmungen der Nr. 2 SR 2y BAT dienen 
der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit. Die Regelung soll einem 
Streit der Parteien Vorbeugen, welcher Grund für die Befristung 
maßgeblich war (vgl. BAG Urteil vom 31. Oktober 197^ - 2 AZR 
483/73 - AP Nr. 39 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag, zu
I 3 der Gründe; BAGE 37, 283, 295 = AP Nr. 64 zu § 620 BGB Be­
fristeter Arbeitsvertrag, zu B II 2 a der Gründe; BAGE 42, 203, 
210 f. = AP Nr. 76 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag, zu
II 5 der Gründe; Clemens/Scheuring/Steingen/Wiese, BAT, Stand 
Februar 1988, SR 2y Nr. 2 Erl. 4 m.w.N.).

Im Entscheidungsfall ist den Vorschriften der Nr. 2 SR 2y BAT 
entsprochen worden, denn aus der im Änderungsvertrag vom Oktober 
1984 enthaltenen genauen Bezeichnung des Befristungsgrundes er­
gibt sich mit der erforderlichen Eindeutigkeit, daß haushalts­
rechtliche Erwägungen und nicht das Vorliegen einer "Aufgabe von
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begrenzter Dauer” den Saehgrund für die Befristung des Arbeits­
verhältnisses darstellen sollen. Angesichts der genauen Bezeich­
nung des Befristungsgrundes führt der Umstand, daß im Änderungs­
vertrag vom Oktober 1984 auf zwei tarifrechtliche Grundformen des 
befristeten Arbeitsverhältnisses (Nr. 1 Buchst, a und b SR 2y 
BAT) hingewiesen wird, nicht zur Unwirksamkeit der Befristungsab­
rede. Daß der Kläger als Zeitangestellter i. S. der Nr. 1 
Buchst, a und der Nr. 2 Abs. 2 Unterabs. 1 SR 2y BAT vom be­
klagten Land eingestellt worden ist, folgt mit der notwendigen 
Klarheit und Eindeutigkeit daraus, daß der Kläger "im Umfang des 
durch Bewilligung von Teilzeit-Beschäftigung nach § 78 b LBG NW 
freien Stellenkontingents" bis zum 23. Juli 1986 weiterbeschäf­
tigt werden sollte. Die hiermit angesprochenen haushaltsrecht­
lichen Gründe sprechen für das Vorliegen eines Zeitangestellten­
verhältnisses im tariflichen Sinne.

Im Änderungsvertrag vom Oktober 1984 war daher gemäß Nr. 2 
Abs. 2 SR 2y BAT an sich nur die Frist anzugeben, mit deren 
Ablauf das Arbeitsverhältnis enden sollte. Dies ist in § 1 des 
Änderungsvertrages vom Oktober 1984 geschehen.

III. Entgegen der Ansicht des Landesarbeitsgerichts ist die im 
Änderungsvertrag vom Oktober 1984 vereinbarte Befristung des Ar­
beitsverhältnisses aus haushaltsrechtlichen Gründen sachlich ge­
rechtfertigt.

1. Das Landesarbeitsgericht hat seine gegenteilige Auffassung im 
wesentlichen wie folgt begründet:
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Das Haushaltsrecht des öffentlichen Dienstes habe keinen un­
mittelbaren Einfluß auf das Arbeitsverhältnis; es könne nicht 
unmittelbar in Rechte Dritter und damit in das Arbeitsverhältnis 
eingreifen. Das Haushaltsgesetz sei zwar ein im Wege der staats­
gestaltenden Gesetzgebung erzeugter staatsleitender Gesamtakt dei 
Regierung und des Parlaments und als solcher unterliege es 
grundsätzlich nicht der Nachprüfung durch die Gerichte. Insbe­
sondere sei es den Gerichten versagt, die Zweckmäßigkeit der in 
dem staatsgestaltenden Haushaltsgesetz getroffenen Entscheidungei 
zu verneinen.

Das Haushaltsgesetz stehe nicht über dem Kündigungsschutzge­
setz, sondern könne seine Wirkungen immer nur im Rahmen dieses 
Gesetzes äußern. Deshalb könne mit einer Befristung unter haus­
haltsrechtlichen Erwägungen auch das Kündigungsschutzgesetz nicht 
umgangen werden. Die bloße Unsicherheit, ob der nächste Haus­
haltsplan Mittel für eine bestimmte Stelle vorsehe, könne daher 
aus Rechtsgründen auch kein sachlicher Grund für die Befristung 
eines Arbeitsverhältnisses sein.

Etwas anderes gelte nur dann, wenn die Vergütung des Arbeit­
nehmers aus einer bestimmten Haushaltsstelle erfolge, die nur 
befristet bewilligt worden oder deren Streichung zum Ablauf der 
vereinbarten Befristung mit einiger Sicherheit zu erwarten sei. 
Allein in diesen Fällen könne davon ausgegangen werden, daß der 
Haushaltsgesetzgeber sich gerade mit dieser Stelle befaßt und 
festgestellt habe, daß für die Beschäftigung des betreffenden
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Arbeitnehmers ein sachlicher Grund, z. B. ein vorübergehender 
Bedarf, gerade bis zum Ende der Befristung bestehe und aus diesem 
Grunde die Befristung sachlich gerechtfertigt sei.

Im Streitfall ergebe sich nicht, daß der Kläger auf einer von 
vornherein nur für eine begrenzte Zeit eingerichteten Stelle be­
schäftigt worden sei. Vielmehr habe das beklagte Land alle nach 
§ 78 b LBG NW wegen Teilzeitbeschäftigung oder Beurlaubung frei 
gewordenen Stellen oder Stellenteile "in einen Topf geworfen" und 
sodann daraus die verfügbaren Vollstellen errechnet.

Selbst wenn man mit dem beklagten Land Befristungen auch für 
den Fall zulasse, daß sich der Landeshaushalt zwar nicht mit der 
einzelnen Stelle, wohl aber global mit einer Gruppe von Stellen 
bzw. allgemein mit Teilen von Stellen befaßt habe, sei die hier 
zu beurteilende Befristung unwirksam. Denn, wie das beklagte Land 
richtig erkannt habe, bleibe auch bei einer großzügigeren Be­
trachtungsweise entscheidend, daß der Haushaltsgesetzgeber über 
die Stellenregelung die Daten für die befristeten Arbeitsver­
hältnisse gesetzt habe; der Schulverwaltung dürfe keinesfalls die 
nähere Gestaltung der Verträge überlassen bleiben. Letzteres sei 
aber hier entgegen der Ansicht des beklagten Landes geschehen.

Der Haushaltsgesetzgeber habe in § 7 Abs. 4 S. 1, § 7 a 
Abs. 2 S. 1 lit. b Haushaltsgesetz NW 1984 bestimmt, daß auf 
den zeitweilig ganz oder teilweise frei werdenden Stellen Aus­
hilfskräfte bzw. Angestellte mit auf höchstens drei Jahre be­
fristeten Verträgen eingestellt werden könnten. Er habe damit die
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nähere Ausgestaltung der Verträge, insbesondere die Dauer der 
jeweiligen Befristung, der Schulverwaltung überlassen, die von 
räumlicher, zeitlicher und fachlicher Zuordnung von Planstelle 
und neuer Lehrkraft befreit gewesen sei. Die Schulverwaltung habe 
nach Gutdünken - wenn auch unter Umständen unter Berücksichti­
gung von sog. "Brandfällen" - unter den Bewerbern ausgewählt, 
ihnen Verträge von unterschiedlicher Stundenzahl und Länge zuge­
teilt und teilweise die Verträge unter denselben oder anderen 
Bedingungen verlängert. Die haushaltsrechtlichen Vorgaben seien 
mithin so global gewesen, daß sie der Schulverwaltung gestattet 
hätten, sich fortlaufend befristeter Arbeitsverträge frei zu be­
dienen, um die ihr gestellte Daueraufgabe, die Erteilung von 
Schulunterricht, zu erfüllen.

Es könne auch nicht davon ausgegangen werden, daß zum Zeit­
punkt der Verlängerung des Arbeitsvertrages im Oktober 1984 die 
Streichung der vom Kläger bekleideten Stelle zum 23. Juli 1986 
mit einiger Sicherheit zu erwarten gewesen sei.

Der Haushaltsgesetzgeber der Jahre 1983 bis 1985 habe dem 
Schulwesen allgemein Finanzmittel für Personalmaßnahmen zuge­
wiesen. Die Beschaffung dieser Mittel aus Teilzeitbeschäftigungen 
sei, wie die Haushaltsgesetze 1983 bis 1985 zeigten, nicht als 
einmalige Maßnahme gedacht gewesen, sondern es hätten aus § 78 b 
LBG NW, der durch Art. I des Vierten Gesetzes zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften vom 18. Dezember 1984 (GV NW 
S. 800) noch erweitert worden sei, fortlaufend neue Mittel ge­
wonnen und für Neueinstellungen bereitgestellt werden sollen.
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Zwar sei im Zeitpunkt des Abschlusses des Änderungsvertrages im 
Oktober 1984 ungewiß gewesen, ob und in welchem Umfang beamtete 
Lehrer künftig Anträge auf Stundenherabsetzung stellen würden. 
Indessen rechtfertige die haushaltstechnische Verkoppelung von 
Stellen mit bestimmten Geldmitteln keine Befristung, zumal im 
Jahre 1984 auch für die Zukunft die Bewilligung von Teilzeitbe­
schäftigung habe erwartet werden können, und zwar durch die Neu­
fassung des § 78 b LBG NW in einem erweiterten Umfang. Das be­
klagte Land habe zwischenzeitlich die in der Vergangenheit ge­
stellte Prognose dadurch anerkannt, daß es in § 7 a Abs. 3 
Buchst. c Haushaltsgesetz NW 1986 die Entfristung der aus § 78 b 
LBG NW finanzierten Stellen vorgesehen habe.

Da somit trotz der in § 7 Abs. 4 S. 1, § 7 a Abs. 2 S. 1 
lit. b Haushaltsgesetz NW 1984 getroffenen Regelung haushalts­
rechtliche Erwägungen nicht die von den Parteien zuletzt im Ok­
tober 1984 vereinbarte Befristung des Arbeitsvertrages recht- 
fertigen könnten, sei der Hinweis des beklagten Landes auf die 
nach § 47 Abs. 2 LHO ohne diese Regelung bestehende Rechtslage 
bei den "künftig wegfallenden" Stellen im Schulbereich unerheb­
lich.

2. Diese Ausführungen halten einer revisionsgerichtlichen Über­
prüfung nicht stand.

a) Nach seinem Arbeitsvertrag erfolgte die befristete Einstel­
lung des Klägers zum Zwecke der vorübergehenden Beschäftigung im 
Umfang der durch Bewilligung von Teilzeitbeschäftigung nach
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§ 78 b des Landesbeamtengesetzes von Nordrhein-Westfalen - LBG 
NW - freien Stellenkontingents. Die Vorschrift des § 78 b Abs. 1 
LBG NW gestattet es dem Dienstherrn, einem Beamten mit Dienstbe­
zügen in Bereichen, in denen in einer Ausnahmesituation ein 
dringendes öffentliches Interesse daran besteht, Bewerber im 
öffentlichen Dienst zu beschäftigen, die für eine ausschließlich 
oder in der Regel im öffentlichen Dienst auszuübende Berufstätig­
keit ausgebildet worden sind, für die Dauer von - zur Zeit der 
Einstellung des Klägers - insgesamt höchstens acht Jahren auf 
Antrag Teilzeitbeschäftigung in der Weise zu bewilligen, daß die 
Arbeitszeit bis auf die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit er­
mäßigt wird. Diese durch Art. I Nr. 35 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 31. März 1981 (GV NW 
S. 19*0 in das Landesbeamtengesetz NW eingefügte Vorschrift ist 
ersichtlich veranlaßt durch die große Zahl arbeitsloser Lehramts­
bewerber, die zur Ausübung einer Tätigkeit in ihrem erlernten 
Beruf im wesentlichen auf den öffentlichen Schuldienst angewiesen 
sind, aber bei stark zurückgehenden Schülerzahlen, fehlenden be­
setzbaren Lehrerplanstellen und knappen Haushaltsmitteln kaum 
eine Chance haben, eine Lehrerstelle zu finden. Die Vorschrift 
dient dem Zweck, durch großzügige Bewilligung von - zeitlich be­
grenzter - Teilzeitbeschäftigung vorhandener beamteter Lehrkräfte 
unter entsprechender Gehaltskürzung wenigstens vorübergehend zu­
sätzliche Haushaltsmittel frei zu machen und dadurch weitere, 
wenn auch zunächst nur befristete Einstellungsmöglichkeiten für 
junge Lehramtsbewerber zu schaffen.

Haushaltsrechtlich wurde die Einstellung dieser zusätzlichen
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Lehrkräfte dadurch ermöglicht, daß der Haushaltsgesetzgeber des 
beklagten Landes durch die Regelung in § 7 a Abs. 2 Buchstabe b 
des Haushaltsgesetzes - HG - 1984 vom 21. Februar 1984 (GV NW S. 
41) es der Schulverwaltung gestattete, mit Einwilligung des 
Finanzministers Planstellen, die in den Stellenplänen des Landes­
haushalts bei den Eingangsämtern der jeweiligen Laufbahngruppe 
als künftig wegfallend (kw) bezeichnet sind, zur Einstellung von 
Angestellten mit auf höchstens drei Jahre befristeten Verträgen 
im Umfang der durch die Bewilligung von Teilzeitbeschäftigung 
nach § 78 b LBG NW frei werdenden Stellen in Anspruch zu nehmen, 
und daß er in diesen Fällen die Vorschrift des § 47 Abs. 2 der 
Landeshaushaltsordnung, nach der beim Vorhandensein einer mit 
einem kw-Vermerk ohne nähere Angabe versehenen Planstelle die 
nächste frei werdende Planstelle derselben Besoldungsgruppe für 
Beamte derselben Fachrichtung nicht wieder besetzt werden darf, 
für unanwendbar erklärte.

Die in diesen Regelungen zum Ausdruck kommende, von den Ge­
richten zu respektierende haushaltsrechtliche Entscheidung des 
beklagten Landes bedeutet, daß zusätzlicher, nicht durch die vor­
handenen und einsetzbaren planmäßigen Lehrkräfte abzudeckender 
Unterrichtsbedarf nur befriedigt werden sollte, wenn und soweit 
hierfür Mittel aus Lehrerplanstellen zur Verfügung stehen, deren 
Inhabern vorübergehend Teilzeitbeschäftigung gemäß § 78 b Abs. 1 
LBG NW unter entsprechender Besoldungskürzung bewilligt worden 
war, daß aber bei Erschöpfung auch dieser Mittel etwa noch vor­
handener weiterer Unterrichtsbedarf ungedeckt bleiben sollte. Der 
Umstand, daß die infolge der Bewilligung von Teilzeitbeschäfti-
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gung eines Planstelleninhabers frei werdenden Haushaltsmittel 
jeweils nur befristet für die Dauer der im Einzelfall bewilligten 
Teilzeitbeschäftigung zur Verfügung stehen, kann es sachlich 
rechtfertigen, von der Begründung eines Dauerarbeitsverhältnisses 
mit dem aus solchen nur vorübergehend verfügbaren Mitteln zu ver­
gütenden Angestellten abzusehen und mit ihm lediglich ein Ar­
beitsverhältnis auf Zeit zu begründen. Das hat der Senat bereits 
in seinem Urteil vom 27. Februar 1987 (BAGE 55, 104 = AP Nr. 112 
zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag) für den Fall angenommen, 
daß die befristete Einstellung mit einer bestimmten, infolge un­
bezahlten Sonderurlaubs ihres Inhabers zeitweise nicht in An­
spruch genommenen Planstelle verknüpft war und die Dauer der Be­
fristung mit der Dauer des dem Planstelleninhaber bewilligten 
Sonderurlaubs übereinstimmte. In den nicht veröffentlichten Ur­
teilen vom 22. Juni 1988 - 7 AZR 251/86, 7 AZR 259/86 und 7 AZR 
278/86 - und vom 31. August 1988 - 7 AZR 630/86 - hat der Senat 
die Befristung des Arbeitsvertrages mit einem Lehrer aber auch 
ohne eine solche Zuordnung zu einer bestimmten, infolge unbezahl­
ten Sonderurlaubs ihres Inhabers nach § 12 Abs. 1 der Sonderur­
laubsverordnung NW vorübergehend freien Planstelle gebilligt, so­
fern nur sichergestellt war, daß die Vergütung des befristet ein­
gestellten Lehrers insgesamt ausschließlich aus durch Sonderur­
laub vorübergehend freien Planstellenmitteln erfolgte. Hieran 
hält der Senat fest.

Steht fest, daß die befristet eingestellte Lehrkraft nur 
aus durch Bewilligung von Teilzeitbeschäftigung nach § 78 b LBG 
NW vorübergehend freien Mitteln vergütet werden soll und vergütet
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wird, so kann die fehlende Zuordnung zu einer oder zu mehreren 
bestimmten Planstellen, deren Mittel für ihre Vergütung in An­
spruch genommen werden, lediglich dazu führen, daß nicht festge­
stellt werden kann, ob die vorübergehend freien Haushaltsmittel 
nur für die Dauer der Befristung des Arbeitsvertrages der be­
treffenden Lehrkraft oder auch darüber hinaus noch zur Verfügung 
stehen. Hierauf kommt es jedoch zur sachlichen Rechtfertigung der 
Befristung nicht an. Das beklagte Land war zur Vermeidung einer 
Umgehung zwingender Kündigungsschutzbestimmungen nicht gehalten, 
die Dauer der Befristung jeweils der Dauer der bewilligten Teil­
zeitbeschäftigung eines bestimmten Planstelleninhabers anzupas­
sen.

Wie der Senat im zur Veröffentlichung bestimmten Urteil vom 
26. August 1988 - 7 AZR 101/88 - entschieden hat, bedarf es zur 
Wirksamkeit der Befristung eines Arbeitsvertrages außer einem 
sachlichen Grund für die Befristung nicht noch zusätzlich einer 
besonderen sachlichen Rechtfertigung auch der gewählten Dauer der 
Befristung. Das von der Rechtsprechung aufgestellte Erfordernis 
eines sachlichen Grundes für die Befristung eines Arbeitsverhält­
nisses dient der Sicherung des zwingenden Kündigungsschutzrechts 
vor seiner Umgehung durch Vereinbarung eines befristeten und da­
mit ohne Kündigung endenden Arbeitsverhältnisses. Fehlt es für 
die Befristung an einem sachlichen Grund und liegt deshalb eine 
Gesetzesumgehung vor, so führt dies dazu, daß an die Stelle des 
befristeten Arbeitsverhältnisses ein Arbeitsverhältnis von unbe­
stimmter Dauer tritt, auf das dann die umgangenen Kündigungs­
schutzbestimmungen zur Anwendung kommen. Die bei der Befristungs-
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kontrolle unter dem Gesichtspunkt der Umgehuag zwingenden Kündi­
gungsschutzrechts zu beantwortende Frage kann demnach nur lauten, 
ob verständige und verantwortungsbewußte Parteien unter den im 
Einzelfall gegebenen Umständen anstelle des befristeten einen 
unbefristeten und damit dem Kündigungsschutz unterliegenden Ar­
beitsvertrag geschlossen hätten, nicht aber, ob statt der verein­
barten Befristung eine andere Befristung sachgerecht gewesen 
wäre; denn auch eine andere Befristung würde dem Arbeitnehmer 
keinen Kündigungsschutz verschaffen. Es geht mithin nicht um die 
Zulässigkeit der Befristungsdauer, also um die "richtige" Be­
fristung, sondern darum, ob überhaupt ein sachlicher Befristungs­
grund vorliegt. Die Dauer der Befristung bedarf für sich allein 
keiner eigenen sachlichen Rechtfertigung. Die im Einzelfall ver­
einbarte Vertragsdauer hat nur Bedeutung im Rahmen der Prüfung 
des sachlichen Befristungsgrundes selbst; denn aus der verein­
barten Befristungsdauer lassen sich Rückschlüsse darauf ziehen, 
ob im konkreten Fall ein sachlicher Befristungsgrund überhaupt 
vorliegt oder ob ein solcher nur vorgeschoben ist. Überschreitet 
etwa die vereinbarte Vertragsdauer deutlich die bei Vertragsab­
schluß voraussehbare Dauer des Befristungsgrundes, so läßt sich 
die Vertragsdauer mit dem angegebenen Befristungsgrund nicht mehr 
erklären. Befristungsgrund und Befristungsdauer stehen dann nicht 
miteinander im Einklang, so daß der angegebene Befristungsgrund 
die vertraglich vereinbarte Befristung nicht zu tragen vermag. 
Dagegen ist das bloße Zurückbleiben der Dauer der Befristung des 
Arbeitsvertrages hinter der voraussichtlichen Dauer des Be­
fristungsgrundes nicht stets und ohne weiteres geeignet, den an­
gegebenen Sachgrund für die Befristung in Frage zu stellen. Dies
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ist erst dann der Fall, wenn die vereinbarte Befristungsdauer 
derart hinter der voraussichtlichen Dauer des Befristungsgrundes 
zurückbleibt, daß eine sinnvolle, dem Sachgrund der Befristung 
entsprechende Mitarbeit des Arbeitnehmers nicht mehr möglich er­
scheint .

Im vorliegenden Fall ist zwischen den Parteien unstreitig, 
daß der Kläger während der gesamten Vertragsdauer nur aus sol­
chen Haushaltsmitteln vergütet worden ist, die durch Bewilligung 
von Teilzeitbeschäftigung vorhandener planmäßiger Lehrkräfte nach 
§ 78 b LBG NW vorübergehend frei geworden waren. Die Dauer der 
Vertragsbeziehung widerspricht somit nicht dem Sachgrund der Be­
fristung. Auf eine bestimmte Mindestvertragsdauer hat der Kläger 
keinen Anspruch, da auch das zwingende Kündigungsschutzrecht dem 
unbefristet eingestellten Arbeitnehmer - abgesehen von den Vor­
schriften über Kündigungsfristen - keinen Anspruch auf eine be­
stimmte Dauer des Arbeitsverhältnisses einräumt. Liegt - wie 
hier - für die gesamte Dauer des Arbeitsverhältnisses ein Sach­
grund für die Befristung vor, so steht die gewählte Vertragsdauer 
mit dem Sachgrund der Befristung im Einklang. Der Umstand, daß 
vorliegend der Sachgrund der Befristung auch noch nach Ablauf des 
aufgrund des Inderungsvertrages vom Oktober 1984 bis zum 23* Juli 
1986 befristeten Arbeitsverhältnisses andauerte, führt nicht zur 
Unwirksamkeit der vereinbarten Befristung, denn es liegt insoweit 
keine objektive Umgehung von zwingenden Vorschriften des Kündi­
gungsschutzrechts vor.

b) Der sachliche Grund für die Befristung des Arbeitsverhält-
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nisses des Klägers, nämlich die nur vorübergehende Verfügbarkeit 
der zu seiner Vergütung erforderlichen freien Haushaltsmittel, 
wird auch nicht dadurch in Frage gestellt, daß die die Teilzeit­
beschäftigung von Beamten ermöglichende Regelung des § 78 b LBG 
NW fortbesteht, von ihr auch weiterhin Gebrauch gemacht werden 
wird und deshalb insgesamt gesehen freie Haushaltsmittel dieser 
Art noch auf längere, nicht absehbare Zeit vorhanden sein werden. 
Das beklagte Land war zur sachlichen Rechtfertigung der Be­
fristung des Arbeitsvertrages des Klägers nicht gehalten, zu­
nächst eine Prognose darüber anzustellen, in welchem Umfang lang­
fristig Haushaltsmittel aus bewilligter Teilzeitbeschäftigung 
frei sein würden, und diese Mittel zur Einstellung zusätzlicher 
Dauerlehrkräfte zu verwenden. Die Ermittlung eines solchen lang­
fristig zur Verfügung stehenden "Sockelbetrages" würde - abge­
sehen von dem damit verbundenen Verwaltungsaufwand - erhebliche 
Schwierigkeiten bereiten, weil sich die Entwicklung des Umfangs 
der Inanspruchnahme von Teilzeitbeschäftigung auf längere Sicht 
kaum einigermaßen zuverlässig prognostizieren läßt. Sie wird be­
stimmt von den individuell sehr unterschiedlichen persönlichen 
Verhältnissen und Neigungen der einzelnen für eine Teilzeitbe­
schäftigung in Frage kommenden Lehrkäfte. Das gilt nicht nur für 
die Frage, ob überhaupt von der gesetzlichen Möglichkeit der 
Teilzeitbeschäftigung Gebrauch gemacht wird, sondern auch für 
Umfang und Dauer der jeweils gewünschten Teilzeitbeschäftigung. 
Dabei muß sich die betreffende Lehrkraft nicht von vornherein auf 
eine bestimmte Gesamtdauer und einen bestimmten Umfang der Teil­
zeitbeschäftigung festlegen; ihr kann innerhalb des zeitlichen 
Gesamtrahmens des § 78 b LBG NW auch wiederholt und in unter-
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schiedlichera Umfang Teilzeitbeschäftigung bewilligt werden.

Angesichts dieser Unsicherheitsfaktoren könnte die Schulver­
waltung des beklagten Landes nicht mehr zuverlässig abschätzen, 
in welchem Umfang die durch Bewilligung von Teilzeitbeschäftigung 
frei gewordenen Haushaltsmittel zusätzlich einzustellenden Dauer­
lehrkräften Vorbehalten bleiben müssen und in welchem Umfang dann 
noch befristete Arbeitsverträge abgeschlossen werden dürfen. Sie 
müßte in Rechnung stellen, daß ihre Prognose im nachhinein von 
den Gerichten nicht anerkannt wird und die vereinbarten Befri­
stungen der abgeschlossenen Arbeitsverträge sich als unwirksam 
erweisen, weil bei richtiger Prognose von einem größeren, auf 
Dauer zur Verfügung stehenden Kontingent freier Haushaltsmittel 
hätte ausgegangen werden müssen.

Diese rechtliche Ungewißheit wäre für die Schulverwaltung 
nicht tragbar und könnte dazu führen, daß von der Einstellung 
zusätzlicher Lehrkräfte aus infolge Teilzeitbeschäftigung vor­
übergehend frei werdenden Haushaltsmitteln überhaupt abgesehen 
oder doch nur sehr zurückhaltend Gebrauch gemacht wird. Dann lie­
ße sich das mit den Regelungen des § 78 b LBG NW in Verb, mit 
§ 7 a Abs. 2 Haushaltsgesetz NW 1984 angestrebte Ziel des be­
klagten Landes, zusätzliche Haushaltsmittel frei zu machen, um 
mit ihnen jungen Lehramtsbewerbern eine - wenn auch zunächst nur 
befristete - Tätigkeit in ihrem erlernten Beruf zu ermöglichen, 
nicht oder nur noch unvollkommen erreichen. Mit diesem Bestreben 
verfolgt das beklagte Land keine Drittinteressen, die bei der 
Prüfung des sachlichen Befristungsgrundes außer Betracht bleiben
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müßten. Vielmehr gehört es zu den sozialstaatlichen Aufgaben des 
beklagten Landes, jungen Menschen, die für Berufe ausgebildet 
worden sind, die in der Regel nur im öffentlichen Dienst ausgeübt 
werden können, nach Möglichkeit entsprechende Arbeitsplätze zur 
Verfügung zu stellen. Dieser Aufgabe hat sich das beklagte Land 
hier angenommen, wie die in § 78 b Abs. 1 LBG NW getroffene 
Regelung über die Bewilligung von Teilzeitbeschäftigung für Be­
amte zeigt.

Die sachliche Rechtfertigung der Befristung kann in Fällen 
der vorliegenden Art mithin nicht davon abhängig gemacht werden, 
daß der aufgrund einer Prognose voraussichtlich längerfristig zur 
Verfügung stehende Teil der nach § 78 b LBG NW frei gewordenen 
Haushaltsmittel durch Einstellung einer entsprechenden Zahl von 
Dauerlehrkräften bereits in Anspruch genommen worden ist. Das wä­
re umso weniger gerechtfertigt, als das beklagte Land ohne wei­
teres die Möglichkeit gehabt hätte, die einzelnen befristet ein­
gestellten Lehrkräfte von vornherein bestimmten Planstellen mit 
vorübergehend freien Mitteln zuzuordnen und die Befristungen auf 
diese Weise sachlich zu rechtfertigen (vgl. hierzu BAGE 55, 104 - 
AP Nr. 112 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag). Daß das be­
klagte Land offensichtlich aus Gründen der Verwaltungsverein­
fachung und des wirksameren Mitteleinsatzes auf eine solche Zu­
ordnung verzichtete und die durch Teilzeitbeschäftigung vorüber­
gehend freien Mittel zusammenfaßte, um dann festzustellen, wie 
viele Lehramtsbewerber aus diesen Mitteln insgesamt befristet 
eingestellt werden können, kann ihm nicht zum Nachteil gereichen. 
Das vom beklagten Land gewählte Verfahren ist geeignet, die vor-
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handenen freien Mittel voll auszuschöpfen und sie insgesamt zu 
dem angestrebten Zweck einzusetzen, während bei der Zuordnung 
jeder einzelnen befristet eingestellten Lehrkraft zu bestimmten 
Planstellen häufig Reste an freien Haushaltsmitteln übrig bleiben 
werden, die dann nicht mehr zweckentsprechend verwendet werden 
können.

3. Für die Zulässigkeit der im Änderungsvertrag vom Oktober 
1984 enthaltenen Befristung ist es unerheblich, ob in den vom 
Kläger unterrichteten Fach Kunst an dem E -Gymnasium
in D nach dem Auslaufen seines Arbeitsverhältnisses noch
ungedeckter Unterrichtsbedarf bestand. Es ist allein Sache des 
beklagten Landes, in eigener Verantwortung darüber zu befinden, 
ob und ggf. in welcher Weise es solchen Unterrichtsbedarf ab­
deckt.

IV. Nach alledem ist die mit dem Kläger vereinbarte Befristung 
des Arbeitsverhältnisses für das Schuljahr 1985/86 rechtlich 
nicht zu beanstanden, so daß seine Klage kostenpflicht abgewiesen 
werden mußte.

Dr. Seidensticker Dr. Steckhan Dr. Becker
Bea Stappert
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